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Kurzfassung. For the first time since the reunification of Germany, right-wing activists and politicians have
attempted to take over a university city, i.e. a place where the highly educated, creative, cosmopolitan, innovation-
oriented groups should be more likely to question irrational populism than elsewhere. An internal organizational
problem – in this case: the renaming of the University of Greifswald – which normally should be solved with
on-board resources, was shifted to a regional political level as a dispute over Ernst Moritz Arndt. Arndt was one
of the most aggressive nationalists in German history, whose name was given to the university under fascist rule
in 1933. The dispute was emotionalized by demonstrations and letters to the editor of the regional newspaper,
taken up by groups and parties predominantly from the right-wing spectrum. It was brought into a populist form,
and pushed with high journalistic effort into the regional public sphere as a Pomeranian identity crisis. In spite of
the enormous pressure from outside and the numerous attempts at intimidation, it is admirable that the University
Senate members decided to discard the name of Arndt – 63 years after the end of World War II. Although the
result of the renaming was noted nationwide, its dramatic circumstances and background were not presented.
However, this would have been necessary in order to show how strong right-wing radicalism already is in some
regions, by which coalitions it is further enhanced, how strongly it is favoured by the spatial over-centralisation of
state institutions, and what a university has to afford in order to assert itself successfully in such an environment.

1 Einführung

Am 18. Januar 2017 beschloss der Senat der Universität
Greifswald, die 1933 verordnete Benennung nach Ernst Mo-
ritz Arndt zu streichen und zum ursprünglichen Hochschul-
namen zurückzukehren. Normalerweise ist die Umbenen-
nung eines Unternehmens, einer Behörde oder einer Kör-
perschaft kein Ereignis, das große Aufmerksamkeit erregt.
Doch in diesem Fall folgte eine Protestwelle, die sich in De-
monstrationen, einer Flut von Leserbriefen aus ganz Vor-
pommern an die Regionalzeitung und anderen Aktivitäten
äußerte. Grundtenor war, dass Arndt untrennbarer Bestand-
teil der Identität Vorpommerns sei, dass die Universität dem
Rechnung zu tragen habe und daher den Namen Ernst Moritz
Arndts beibehalten müsse. Die Vorgänge wurden in der Pres-
se zu einer vorpommerschen Identitätskrise stilisiert und mo-
tivierten die erschrockene Landesregierung, den Umbenen-

nungsbeschluss aus formalen Gründen zu kassieren. Von ei-
ner politisch rechtsorientierten Bürgerinitiative und der AfD
wurde dies als Sieg gefeiert. Sie gewann bei der Bundestags-
wahl am 24. September 2017 im nördlichen Vorpommern mit
Greifswald 19,6 % der Stimmen und rückte damit nach der
CDU zur zweitstärksten Kraft auf. Die Universität und ande-
re Initiativen bemühten sich in Informationsveranstaltungen
und Broschüren um tiefere Erläuterungen zur Rückbenen-
nung. 2018 beschloss der Universitätssenat erneut die Rück-
kehr zum alten Universitätsnamen, der von der Landesre-
gierung genehmigt wurde. Zwar versuchten rechtsorientierte
Kräfte, auch dagegen die Bevölkerung zu mobilisieren. Doch
das gelang angesichts der veränderten Informationssituation
nur teilweise. Bei den Kommunalwahlen am 26. Mai 2019
musste die AfD in Greifswald Einbußen gegenüber der Bun-
destagswahl hinnehmen und kam auf 12,3 % der Wählerstim-
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men. Damit wurde sie nach CDU, „Grünen“ und „Linken“
viertstärkste Partei.

Im Folgenden soll erläutert werden, wie es rechtsorientier-
ten Kräften gelang, die Bevölkerung einer Region durch eine
Krise zu verunsichern und zumindest teilweise für sich ein-
zunehmen. Damit wird der im sozialwissenschaftlichen Kri-
sendiskurs übliche Makro-Ansatz der globalen, kontinenta-
len oder nationalen Ebene (vgl. Merkel, 2015) verlassen und
durch eine mesoregionale Komponente ergänzt. Anders als
bei der Verwendung des gängigen Begriffs „Krisenregion“
als Objektort, an dem sich eine meist umfassendere, grö-
ßere politische Krise manifestiert (vgl. Korf und Schetter,
2012:149) wäre zu fragen, inwieweit neben der Betroffen-
heit auch die Entstehung einer Krise regional gedacht wer-
den kann. Dabei wird zunächst das Umschlagen von Norma-
lität in eine Krise hinterfragt. Es geht weniger um die Ereig-
nisse und Inhalte, die eine Krise auslösen, sondern ebenfalls
um die Organisationen oder Personen, die einen Krisenstatus
als solchen feststellen oder ausrufen. In den darauffolgen-
den beiden Abschnitten werden Erklärungsversuche für die
besondere Stärke der politischen Rechten in Mecklenburg-
Vorpommern kommentiert und einige besondere Rahmen-
bedingungen für deren Wachstum aufgezeigt. Dem schließt
sich eine kurze Charakteristik der heutigen Bedeutung Ernst
Moritz Arndts für Politik und Gesellschaft in der Region an.
Auf dieser Basis werden der Verlauf und bisherige Ergebnis-
se der Rückbenennungskrise dargestellt. Abschließend wird
diskutiert, ob das regionale Krisen-Beispiel sich in Vorpom-
mern oder anderswo wiederholen kann.

2 Normalität und Krise

Sprachlich oszilliert Krise zwischen einer meist negativ be-
werteten Wendung und einem unerwarteten Ereignis, das
man auch als Unglück, Schicksalsschlag oder Konflikt be-
zeichnen könnte, deren räumliche Dimension interessante
Anschlussmöglichkeiten für Geographie bietet (vgl. Runkel
und Everts, 2017).

Ausgehend von Krise als außergewöhnlichem Schaden-
sereignis oder außergewöhnlicher Schadenserwartung wurde
über diesen Begriff eine Metaphorik entwickelt, die fast al-
le Lebensbereiche erfasst: Wirtschaftskrise, Unternehmens-
krise, Demokratie-Krise (Merkel, 2015; Münkler, 2017),
Flüchtlingskrise, Brexit-Krise, Finanzkrise, Eurokrise, geo-
politische Krise, Vielfachkrise, Fordismuskrise oder legiti-
matorische Krise (vgl. Oßenbrügge, 2018). Mehr oder we-
niger offen appelliert der Ausrufer oder Initiator eines Kri-
sendiskurses an die Verlust- oder Existenzängste der Adres-
saten. Deren Sicherheitsinteressen sollen sie zu denjenigen
Aktivitäten motivieren, die der Initiator wünscht. Diese wer-
den in der Regel unter Krisenvermeidung, Prophylaxe oder
Stimulierung subsumiert und können sich vom empirischen
Schadensereignis weit ins Ideologische entfernen, und zwar
besonders dann, wenn das erwartete Schadensereignis noch

nicht eingetreten ist. Die Tendenz zur Ideologisierung wird
dadurch begünstigt, dass die Frage, was als Symptom, was
als Ursache, was als Wesen und welche Ereignisabfolge als
Krise interpretiert wird, selten allgemeingültig beantwortet
wird.

Der Krisenbegriff setzt als Gegenpol eine Vorstellung über
Normalität voraus, also darüber, wie etwas im „täglichen
Leben“ richtig funktionieren soll. In der Wissenschaft ist
dies einer der Ansatzpunkte für Theorien sozialer Systeme
(vgl. Luhmann, 1984; Klüter, 1986). Derartige Normalitäts-
bezüge können für ein und dasselbe Ereignis unterschied-
lich ausfallen: Ein Todesfall kann für eine Familie eine Krise
auslösen. Für das Beerdigungsunternehmen bedeutet er ei-
ne normale Aufgabe, die wirtschaftlich zu regeln ist. Die ei-
ner Krise zugrundeliegende oder vorausgehende Normalität
muss also relativ zum Akteur gedacht werden.

Das gilt auch für politische Sachverhalte: Während die
Parteien, die gerade die Regierung stellen, bestimmte Sach-
verhalte als Probleme, Un- oder Sonderfälle, besondere Er-
eignisse, Herausforderungen oder Aufgaben sehen, neigt die
jeweilige Opposition dazu, dieselben Vorgänge als Skandal,
Krise oder Komponenten einer sowieso bekannten Krise an-
zusprechen, die mindestens durch den Rücktritt eines Minis-
ters, besser aber der gesamten Regierung zu bewältigen wäre.
Hier dient eine Etikettierung als Krise als Mittel für einen kri-
senexternen Zweck. Im genannten Beispiel wäre dies die De-
stabilisierung der Regierung. Wolfgang van den Daeles Fra-
ge „Braucht die Gesellschaft ihre Krisen?“ (van den Daele,
2006:35) wurde seinerzeit mit „Ja“ beantwortet.

Die Frage, wie intensiv sich eine Störung entwickelt und
wie schnell sie sich ausbreiten kann, muss wiederum rela-
tiv beantwortet werden. Die Eskalation eines Problems oder
eines Fehlers über Störung, Skandal und andere Dysfunktio-
nalitäten hin zur Krise kann nur in Abläufen geschildert wer-
den, die die Reaktionen von anfeuernden oder rettenden Or-
ganisationen und Strukturen berücksichtigen. Deeskalation,
Konfliktvermeidung und die Verbesserung von intersystemi-
scher Kompatibilität sind Hauptaufgaben moderner Raum-
planung und wichtige Motive für neue Regionalisierungen.
Man weist widersprüchlichen gesellschaftlichen Aktivitäten
unterschiedliche Grundstücke oder Flächen zu, legt Puffer-
zonen dazwischen an und schafft durch räumliche Entwick-
lungspläne langfristige Planungssicherheit für die beteiligten
Interessenträger (vgl. Klüter, 2002:150–154).

In die sprachliche und regionale Identifikation von Kri-
sen fließen die in jener Region üblichen Wertungs- und Be-
wertungsmaßstäbe von sozialen Systemen, ihren Leistungen,
Problemen, ihrer Resilienzfaktoren, Umgebungsinformation
und die Strategien der Kommunikationsunternehmen aus In-
ternet, Presse, Rundfunk und Fernsehen ein. Mit ihrer Hilfe
wird darüber entschieden, ob ein Sachverhalt oder Prozess
als „notwendiges Übel“, als schnell zu korrigierender Feh-
ler oder als Krise eingestuft wird. Auch die Zuordnung einer
Krise parallel zur Fragmentierung von Öffentlichkeit in die
gesellschaftlichen Teilsysteme Politik, Wirtschaft, Religion,
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Kunst, Familie, Wissenschaft und andere wird trotz tech-
nisch möglicher weltgesellschaftlicher Erreichbarkeit ange-
sichts des drastischen Selektionsdrucks nach den jeweiligen
national oder regional begrenzten Kommunikationsreichwei-
ten geregelt (vgl. Klüter, 2000b).

Die Suche nach dem richtigen Krisenmanagement und
Korrekturstrategien ruft in komplizierten Fällen die Wissen-
schaft auf den Plan. Korrektur kann auch darin bestehen,
dass man sich mit der Existenz bestimmter Krisen abfindet
oder anfreundet, sie also als Dauererscheinung ontologisiert.
Das wiederum gestattet, dauerhaft Angst zu reproduzieren
und die außergewöhnlichen Maßnahmen zur Krisenbewälti-
gung permanent zu installieren. Der „kalte Krieg“ oder der
„Kampf der Kulturen“ (Schmitthenner, 1951; Huntington,
1996) belegen, wie profitabel die Verlängerung eines Kri-
senzustands für Wissenschaftler sein kann, wenn sie mit im-
posanten Schreckensbildern die Rechtfertigung für erhöhte
Verteidigungs- und Sicherungsausgaben liefern. Manche lie-
fern auch im Voraus: Als Beispiel sei der Hobby-Historiker
Peter Sloterdijk genannt, der in seinem Buch „Die schreck-
lichen Kinder der Neuzeit“ Falsches und Stereotypen über
Russland in der Manier Merežkovskijs – aber leider nicht
mit dessen profundem Wissen – wieder aufwärmt (vgl. Slo-
terdijk, 2015:144–179). In eindrucksvoller Weise wird hier
Wolfgang van den Daelens (2006) Befund bestätigt.

Nicht nur ein kontinental- oder globalpolitischer Rahmen
(Luhmann: Weltgesellschaft), auch die Langeweile der Pro-
vinz scheint hin und wieder eine aufrüttelnde Krise zu erfor-
dern, sonst kann man keine Zeitung mehr verkaufen. In die-
sem Kontext ist Hartmut Wewetzers „Kochrezept für einen
Skandal“ (Wewetzer, 2006:57–58) nach wie vor aktuell. Be-
sonders ergiebig erscheinen in dieser Beziehung Identitäts-
krisen (vgl. Luhmann, 1997:664–667; 866–1149). Für sie
ist Fremdidentifikation nahezu überflüssig, weil sie sich mit
Selbstbeschreibung befassen. Auf diese Weise können so-
ziale und psychische Systeme quasi aus sich selbst heraus
Krisen erzeugen, ohne dass es dazu größerer existenzgefähr-
dender Anstöße von außen bedarf. Die Anlässe können von
den Akteuren knetgummiartig modelliert oder kaugummiar-
tig aufgeblasen werden. Das gilt nicht nur im kleinräumigen,
sondern auch im großräumigen Maßstab: Die Selbstbeschrei-
bungsfrage, ob Großbritannien sich der EU zugehörig fühlt,
entwickelte sich zur Brexit-Krise, nachdem man sie ohne
große Notwendigkeit in einem Plebiszit „dem Volk“ gestellt
hatte und dabei die Antwort erhielt, die bestimmte Massen-
medien durch jahrelange Propaganda vorbereitet hatten.

Aus diesen Bemerkungen ergeben sich mehrere Arbeits-
fragen:

1. Wie funktioniert in einer Region die Abkopplung von
nationalen und globalen Kommunikationsströmen, so
dass sich ein regionales Identitätsproblem bilden kann?

2. Wie wird ein regionales Problem zur Krise?

3. Inwieweit stützt ein derartiger (Krisen-)Regionalismus
konservative und/oder rechtsradikale Tendenzen?

4. Gilt die im bayrischen Kontext aufgedeckte rechtsradi-
kale Strategie „Wir erobern die Städte vom Land aus“
(Becher, 2012:28) auch für Mecklenburg-Vorpommern?

5. Kann die These „Gesellschaftliche Krisenphänome-
ne ermöglichen rechtsextreme Rekrutierung“ (Becher,
2012:28) für Mecklenburg-Vorpommern bestätigt wer-
den?

6. Welche Aspekte regionaler Krisen sind dauerhaft wirk-
sam, welche sind verallgemeinerungsfähig?

Am Beispiel des Konflikts um die Rückbenennung der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität in Universität Greifswald – also
die Bezeichnung, die sie bis 1933 fast 477 Jahre lang ge-
führt hatte – und der daraus erwachsenen regionalen Krise
soll versucht werden, diese Fragen zu beantworten.

3 Erklärungsansätze für die besondere Stärke der
politischen Rechten

Vor dem Hintergrund der Wahlergebnisse der letzten 5 Jah-
re scheint der Zusammenhang zwischen den erstarkenden
rechtsorientierten Gruppen und der Verteidigung der Be-
nennung der Universität nach dem nationalistischen Pu-
blizisten E. M. Arndt trivial zu sein. Leibert and Haun-
stein (2018) und Leibert (2019) kommen bei der Interpre-
tation der Bundestags- und Europawahlergebnisse zu dem
Befund, dass Ostdeutschland vor allem aufgrund der ho-
hen AfD-Gewinne ein eigenes Cluster bildet. Auch bei der
Begründung für die dahinter vermuteten Trends greift man
zu vereinfachenden Bildern. Oßenbrügge landet nach ei-
ner vergleichenden Durchsicht globaler Humangeographie
bei dem Befund einer „regressiven Moderne“ (Oßenbrügge,
2018), bietet ältere Ansätze wie sozialräumliche Polarisie-
rung, Postfordismus als Lösungsrahmen an und staunt über
„die Widerstandskraft des territorialen Paradigmas außerhalb
der Humangeographie, das nach zwei Jahrzehnten geogra-
phischer Dekonstruktionsversuche derzeit einen neuen inter-
nationalen Nationalismus mit ,völkischem‘ Grundton über
rechtspopulistische Positionen begründet und rechtfertigt . . .
Die Neuentwicklungen der Kultur-/Sozialgeographie haben
wenig Wirksames ergeben, um diesen ,roll back‘ in den Blick
zu nehmen und zu verhindern. Ratlosigkeit beschreibt die Si-
tuation wohl treffender“ (Oßenbrügge, 2018:316).

Förtner et al. (2019) hinterfragen unter anderem den Er-
folg der AfD im Landkreis Vorpommern-Greifswald. Er ge-
rät dabei zu einer Region „umfassender Peripherisierung“,
wobei er einen „Verlust an Zentralität“ erfahre, der schließ-
lich einen „Raumergreifungsprozess“ durch Rechtsextreme
ermögliche (Förtner et al., 2019:36). Die Rückbenennungs-
krise oder andere für die Exposition des Rechtsradikalis-
mus wichtige Prozesse oder Ereignisse finden bei Förtner et
al. (2019) keine Erwähnung.
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Die Annahme einer „umfassenden Peripherisierung“ er-
scheint zumindest für die vorpommerschen Hauptstädte
Greifswald und Stralsund (UNESCO-Welterbe) wenig über-
zeugend. Auch Usedom und Rügen verlieren – nicht zuletzt
durch den anwachsenden internationalen Tourismus und sei-
ne direkten Folgen – ihre in den 1990er-Jahren noch spürbare
Provinzialität.

„Der Urbanisierungsprozess bringt dort eine Situation her-
vor, in der sich der ,Widerstand der Betroffenen‘ (Lefebvre,
1975a:123, vgl. Kap. 3.3) in alltäglichen Strukturen eines ru-
ralen sozialen Raumes manifestiert. Durch soziale Praktiken
rechter Gruppierungen produziert, verhindert er die Heraus-
bildung der Differenz und verankert das Rurale immer weiter
im Alltag. Mit den hohen Stimmanteilen der AfD und ihrem
Status als ,Volkspartei‘ zeigen sich rurale Verstetigungsten-
denzen, weshalb von einer umfassenden Peripherisierung ge-
sprochen werden kann“ (Förtner et al., 2019:37). Dies ist mit
der Tatsache, dass die AfD weniger in agrarisch geprägten
vorpommerschen Landgemeinden, sondern in einigen hoch-
verstädterten Tourismuszentren auf Usedom zur stimmen-
stärksten Partei aufgestiegen ist (vgl. Klüter, 2019: 39–41),
kaum in Einklang zu bringen.

Dem stellt dieser Beitrag den Vorschlag entgegen,
den Stadt-Land-Gegensatz aufzuheben in der Her-
ausbildung des Ruralen im Prozess der Urbanisie-
rung, um dessen unterschiedliche Ausprägungen
als Erklärung für die Wahlerfolge der AfD heran-
zuziehen (Förtner et al., 2019:40).

In diesen Aufsätzen wird offenbar versucht, die besondere
Problematik ländlicher Räume mit invertierten Ansätzen aus
der Stadtgeographie zu ergründen. Man ahnt, was eine Stadt,
ein Zentrum oder Urbanisierung bedeutet, und versucht, von
dort aus die ländliche Exotik, Provinzialität oder Barbarei zu
erschließen. Implizit wird dabei dem ländlichen Raum ein
wie auch immer gearteter theoretischer Eigenwert abgespro-
chen. Vor dem Hintergrund städtisch geprägter Theoretiker
wie Adorno, Lefebrve und Harvey ist der holprige Umweg
über das Städtische zum Ländlichen als „Herausbildung des
Ruralen im Prozess der Urbanisierung“ vielleicht verständ-
lich. Doch sozialistische und sozialdemokratische Theorie
bietet mit William Morris, Natalie und Wilhelm Liebknecht,
Leopold Kohr und anderen auch direkte, umwegfreie Zu-
gänge zu sozialen Systemen in ländlichen Räumen (Morris,
1890; Kohr, 1995), die den Verhältnissen in Vorpommern
eher angemessen wären (vgl. Klüter, 2016:17, 393–410).

Korrekturbedürftig erscheint das immer wieder durch-
scheinende Stereotyp vom „blauen Osten“. Betrachtet man
die Absolutzahlen des Ergebnisses der Bundestagswahl
von 2017, relativiert sich dieses Bild.

Die Wählerschaft der AfD ist in Nordrhein-Westfalen
fünfmal stärker als in Mecklenburg-Vorpommern
(vgl. Abb. 1). Mit 1,9 Millionen kommt Ostdeutsch-
land auf ein knappes Drittel aller AfD-Wählerstimmen.

Die absolute Stimmenzahl hat nicht zuletzt über die
Wahlkampferstattung erhebliche Auswirkungen auf die
Finanz- und Organisationskraft der Landesverbände. In
Mecklenburg-Vorpommern hatte die AfD Ende 2019 nur
845 von insgesamt 34 000 Mitgliedern deutschlandweit.
Der größte Landesverband Nordrhein-Westfalen kam 2018
auf 5147, Bayern auf 4946 Mitglieder. Insgesamt ent-
fällt ein Viertel aller AfD-Mitglieder auf Ostdeutschland.
Diese Zahlen bedeuten, dass die AfD ihre aufwändigen
Wahlkämpfe im Nordosten mit finanzieller und personel-
ler Unterstützung aus Westdeutschland und aus weiteren
politisch rechtsgerichteten Strukturen durchführt.

In vielen Analysen des AfD-Erfolgs in Mecklenburg-
Vorpommern wird im üblichen Rahmen des Disparitätenver-
gleichs (Fina et al., 2019) und des Parteienwettbewerbs ar-
gumentiert, wobei der AfD „ihre“ besonderen Themen zuge-
sprochen werden (vgl. Behm, 2015). Diese parteienbezoge-
ne oder oft sogar parteiimmanente Sichtweise vernachlässigt,
dass es einige strukturbedingte, also externe Faktoren gibt,
die die auf politischen Wettbewerb angelegten CDU, SPD,
FDP, Linke, Grüne behindern und damit zumindest indirekt
die AfD als „Übriggebliebene“ begünstigen.

4 Politische Rahmenbedingungen in
Mecklenburg-Vorpommern

Jene indirekte Begünstigung der AfD sei am Beispiel der
kommunalen Ebene genauer erläutert:

Kommunale Dienstleistungen werden in Mecklenburg-
Vorpommern für die 710 amtsangehörigen Gemeinden –
von insgesamt 750 – auf drei Hierarchie-Ebenen erbracht:
Gemeinden, Ämter und Landkreise. Die amtsangehörigen
Gemeinden haben zwar laut Kommunalverfassung politi-
sche Allzuständigkeit, aber abgesehen von den wenigen ge-
schäftsführenden Gemeinden keine eigene Verwaltung, um
diese umzusetzen. Juristisch und administrativ müssen sie
sich von den Amtsverwaltungen vertreten lassen, die zwar
Gemeindeverbände, aber keine Gebietskörperschaften sind.
Anders als in Rheinland-Pfalz fehlen ihnen demokratisch ge-
wählte Strukturen.

Auf der lokalen Ebene ergibt sich somit das Paradox, dass
die Gemeinden über demokratische Legitimation ohne Um-
setzungsapparat, und dass die Ämter zwar über Spezialisten
und Fachleute verfügen, jedoch nur indirekt legitimiert sind.
Außerdem sind sie nach Artikel 125 der Kommunalverfas-
sung M-V im territorialen Zuschnitt und ihrer Existenz von
der Administration des Bundeslandes abhängig. Die Ämter,
die Verwaltungen der Kreise und Ministerien bilden somit
die Säulen der „administrativen Gewalt“ (vgl. Klüter, 2000b,
2009). Damit sind die dauerhaft beschäftigten Fachleute und
Spezialisten gemeint, die den nur auf Zeit gewählten „Laien“
in Legislative und Exekutive nominell nachgeordnet, jedoch
professionell und strategisch häufig überlegen sind.
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Abb. 1. Deutsche Bundesländer: Anzahl der Zweitstimmen für die AfD bei der Bundestagswahl 2017.

Derzeit zahlen die amtsangehörigen Gemeinden in der öst-
lichen Hälfte Mecklenburg-Vorpommerns 47 % Kreisumla-
ge, 12 % bis 22 % Amtsumlage, 11 % bis 18 % Schulumlage,
etwa 20 % Wohnsitzgemeindeanteil für die Kinderbetreuung
und 10 % bis 30 % weitere Zweckverbandsumlagen. Über
die Hälfte der Gemeinden ist finanziell handlungsunfähig,
weil bereits zu Beginn des Haushaltsjahres 80 % bis 140 %
der absehbaren Einnahmen verplant sind. Den Bürgermeis-
tern und Gemeinderäten fehlen somit die strategischen Hand-
lungsfreiräume, die für eine politische Profilierung nach de-
mokratischen Parteien nötig wären. Mit anderen Worten: Es
ist nahezu irrelevant, welcher Partei der Bürgermeister ange-
hört. Er ist gezwungen, „Nein-Demokratie“ zu praktizieren:
Auch die notwendigsten und sinnvollsten Vorschläge von
Gemeindemitgliedern müssen unter Hinweis auf die prekäre
Finanzlage der Gemeinde abgelehnt werden. Meist bestimmt
die Amtsverwaltung – also ein Teil der administrativen Ge-
walt –, für welche Projekte aussichtsreiche Förderanträge ge-
stellt oder andere Finanzierungsmodelle gefunden werden.
Kindergärten und andere soziale Einrichtungen werden ver-
äußert. Nicht selten treten als Käufer Vereine und Struktu-
ren auf, die der politischen Rechten zugerechnet werden. Sie
führen die Institutionen in ihrem Sinne weiter. Selbst das Ge-
lände, auf dem jährlich das gegen Rechts gerichtete überre-
gionale Festival „Jamel rockt den Förster“ stattfindet, wurde
von der Gemeinde an eine den Rechten nahestehende Person
veräußert.

Die einzige kommunale Ebene, auf der exekutive, legis-
lative und administrative Gewalt in etwa gleichberechtigt
nebeneinander standen, war die der Landkreise und kreis-
freien Städte. Die östliche Landeshälfte von Mecklenburg-
Vorpommern, in der auf 12 657 km2 (= 54,3 % der Landes-
fläche) 719 763 Personen (= 44,7 % von M–V) wohnen, wur-

de bis 1993 von 3 kreisfreien Städten und 17 Landkreisen re-
präsentiert. Doch genau diese Ebene wurde durch die Kreis-
gebietsreformen 1994 und 2011 bis zur Funktionsunfähigkeit
zentralisiert. Der durchschnittliche Stellenwert einer kreis-
angehörigen Gemeinde im Landkreis, der 2018 im Saarland
bei 0,115, in Hessen bei 0,050, in Bayern bei 0,032 und
in Deutschland bei 0,027 lag, fiel im Osten Mecklenburg-
Vorpommerns von 0,031 im Jahre 1993 auf 0,008 im Jah-
re 2018. Bereits nach der ersten Reform konnten nicht mehr
alle Gemeinden im Kreistag repräsentiert werden. Nach der
zweiten Reform 2011 betraf dies in der östlichen Landes-
hälfte zwei Drittel aller Gemeinden. Damit ist die demo-
kratische Partizipationskette von den Gemeinden zu den
Kreisen gebrochen. 2009 wurde der Landtag Mecklenburg-
Vorpommern in einer Stellungnahme zur geplanten Kreisge-
bietsreform gewarnt:

Diese ,Nein-Demokratie‘ ist für die Akteure sehr
unbefriedigend und für die Bevölkerung desillu-
sionierend. Sie untergräbt ungewollt das positive
Image der Demokratie und schafft gezwungener-
maßen den Boden für antidemokratische Bewe-
gungen. Je geringer die Kompetenz der Gemein-
deoberen, desto höher ist der Wählergewinn für
Rechtsextreme (Klüter, 2009:10).

2011 wurden in der östlichen Landeshälfte 3 kreisfreie
Städte und 10 Landkreise zu den drei heutigen Großkrei-
sen zusammengelegt. Auf diese Weise wurde die Zahl der
jährlichen öffentlichen Rats- und Kreistagssitzungen auf ein
Viertel der Zahlen von 2010 reduziert. Unter dem Druck der
extrem verknappten Tagungszeit können die Kreistage kaum
noch strategisch debattieren, denn sie müssen die Beschlüs-
se des Landes und die aufgelaufenen Verwaltungsprobleme
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Abb. 2. Deutsche Flächenländer: Kreishauptorte auf 10 000 km2 im Jahre 2018.

abarbeiten. Für die Diskussion von investiven Maßnahmen
bleiben oft nur wenige Minuten. Die Investitionen auf Krei-
sebene sind von 2010 bis 2015 auf weniger als die Hälfte
geschrumpft und haben sich bis heute nicht erholt. Der po-
litische Spielraum der Kreistage hat sich verringert, der Ein-
fluss der administrativen Gewalt, die die Vorlagen und Ba-
sisinformationen erstellt, vergrößert. Kein Kreistagsmitglied
ist mehr in der Lage, die lokalen Verhältnisse im gesamten
Kreis zu überblicken:

– Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ist mehr
als doppelt so groß wie das kleinste Flächenland Saar-
land, das immerhin aus 6 Kreisen besteht.

– Die Gemeinde Nadrensee im äußersten Südosten des
Landkreises Vorpommern-Greifswald ist von ihrer
Kreisstadt 136 km entfernt, also weiter als von den bran-
denburgischen Kreisstädten Prenzlau und Eberswalde
oder von der Bundeshauptstadt Berlin.

– Die drei verbliebenen Landräte im Osten Mecklenburg-
Vorpommerns sind chronisch überlastet und können
sich nur noch in Ausnahmefällen um die Politik vor Ort
in einer einzelnen Gemeinde kümmern.

– Die Dichte der Kreishauptorte, die 2018 im deutschen
Durchschnitt 10,24 auf 10 000 km2 betrug, fiel im Os-
ten Mecklenburg-Vorpommerns auf 2,4. Dieser Wert
ist für mitteleuropäische Verhältnisse eigentlich unvor-
stellbar, liegt er doch niedriger als im sibirischen Kraj
(Region) Altaj mit 3,8 (vgl. Abb. 2). Der Kraj Altaj
ist mit 13,9 Einwohnern je km2 erheblich schwächer
als Ost-Mecklenburg-Vorpommern mit 57,9 Einwoh-
nern je km2 besiedelt.

Die Landesadministration hat innerhalb von zwei Jahr-
zehnten von 17 demokratischen Strukturen – hier: den Kreis-
tagen – 14 aufgehoben. Ähnlich drastisch wurden in länd-
lichen Räumen Schulen, soziale Einrichtungen und schließ-
lich sogar die Gerichte reduziert. Das alles geschah vor dem
Hintergrund in Urbanisierung und Monetarisierung befan-
gener Gutachten, die städtische Pro-Einwohner-Richtwerte
rücksichtslos auf den ländlichen Raum übertrugen und nach
diesen Maßzahlen Infrastruktureinrichtungen zusammenstri-
chen. Dabei wurden drastische Verletzungen des Art. 3 GG
(Menschenrechte) hingenommen. Mit falschen Bevölke-
rungsprognosen und abenteuerlich niedrig angesetzten Fi-
nanzdaten wurden die Wirtschaftskraft und Steuereinkünf-
te Mecklenburg-Vorpommerns völlig unterschätzt: Der Lan-
deshaushalt schloss 2019 zum dritten Mal in Folge mit ei-
nem Überschuss von über EUR 300 Millionen ab, obwohl die
Organisations- und Folgekosten der Kreisgebietsreform die
öffentliche Hand immer noch stark belasten. Es dürfte klar
sein, dass der Rückzug der Demokratie aus der Fläche gera-
dezu als Einladung an demokratiefeindliche Kräfte verstan-
den wurde, hier Platz zu greifen. Die Naivität, mit der dies
trotz vorheriger Warnungen übersehen wurde, kann man an-
hand des Abschlussberichts „Auswirkungen der Landkreis-
neuordnung“ nachvollziehen, mit dem Joachim Jens Hes-
se, der Chef-Gutachter für die Kreisgebietsreform, sich qua-
si selbst die Absolution erteilte (Hesse, 2016). Die Begrif-
fe „Rechtsextremismus“ und „Rechtsradikalismus“ kommen
bei ihm nicht vor. In dem ausführlichen Abkürzungsver-
zeichnis und im Text finden alle Parteien Erwähnung, je-
doch nicht die AfD. Gleichzeitig mit dem Abschlussbericht
erschien Rösels und Sonnenbergs Studie über die Zusam-
menhänge von Kreisgebietsreform und AfD-Wahlergebnis
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Abb. 3. Wahlkreisergebnisse der Landtagswahl in Mecklenburg-
Vorpommern 2016.

(Rösel und Sonnenberg, 2016). Die Studie wurde dem Land-
tag nicht vorgelegt. Weitere politische Rahmenbedingungen
werden von Creuzberger et al. (2018) aufgeführt und disku-
tiert.

Gründung und Aufstieg der AfD fielen in eine Periode,
in der die neu formierten Großkreise mit ihrer organisa-
torischen Konsolidierung beschäftigt waren – und immer
noch sind. Sie können daher nur bedingt ihre demokra-
tischen Funktionen erfüllen. Mecklenburg-Vorpommern ist
heute stärker räumlich zentralisiert als zu Zeiten der als
überzentralisiert verschrienen DDR. Dieser Kahlschlag hatte
auch erhebliche regionalwirtschaftliche Konsequenzen: Mit
der Auflösung oder Filialisierung der Kreisverwaltungen ver-
loren 14 Landstädte in Ost-Mecklenburg-Vorpommern je-
weils einen ihrer größten Arbeitgeber und Investoren. Damit
hat die Landesadministration dort ähnlich destruktiv gewirkt
wie die Treuhand-Gesellschaft und die BVVG.

Gespiegelt zu den oben aufgezeigten Problemen, zeigt sich
bei den Wahlerfolgen der AfD ein starkes Ost-West-Gefälle
(Abb. 3).

Greifswald erscheint als Insel innerhalb des von der AfD
dominierten Gebietes. Ein Anlass, auch diese Insel einzuneh-
men, bot sich unverhofft, als der Senat der Universität Greifs-
wald am 17. Januar 2017 beschloss, den 1933 verordneten
Namen „Ernst-Moritz-Arndt-Universität“ abzulegen.

5 Ernst Moritz Arndt und seine Bedeutung für die
politische Rechte in Vorpommern

Arndt (1769–1860) wurde zwar auf Rügen, also in Vorpom-
mern geboren, kehrte dieser Region jedoch nach seinem Stu-
dium und kurzer Beschäftigung an der Universität Greifs-
wald den Rücken. Er verbrachte die meiste Zeit seines Le-
bens in Bonn, wo er an der dortigen Universität unterrichtete.
Er wurde vor allem als Verfasser von weitgehend zeitgebun-
dener Schriften gegen die Leibeigenschaft in Pommern und
gegen die französische Vorherrschaft in Europa zur Zeit Na-

poleons I. bekannt. Daneben enthält sein Werk jedoch Mo-
dernitätsaspekte, die lange Zeit unterschätzt wurden.

In der Periode vor Arndt ging die Aufklärung von einem
Menschenbild der einzelnen Person aus, die sich durch Frei-
heit, Bildung und Chancengleichheit zur Mündigkeit entwi-
ckeln sollte. Arndt verwarf den philosophischen Individua-
lismus und ersetzte ihn durch kollektive Identitäten wie bei-
spielsweise das „Volk“, dem der Einzelne sich in Geschich-
te, Tradition, Kultur, Rasse und Konfrontation mit anderen
Völkern unterzuordnen hatte. Die Resignation des Kleinbür-
gers vor Großstadt, Industrialisierung und staatlicher Büro-
kratie sowie die damit verbundene Machtlosigkeit erhielten
dadurch eine ins Positive gewendete Glorifizierung. Die städ-
tischen Kleinbürger wurden zur zahlenmäßig größten Ziel-
gruppe von Arndts Ideologie. Anders als bei Arndts großen
Zeitgenossen Ludwig Uhland und Heinrich Heine sollte das
Volk nicht durch ein Parlament, sondern durch eine starke
Führungspersönlichkeit repräsentiert werden, mit der Arndt
den „guten Monarchen“ meinte, den jedoch die politische
Rechte im Nationalsozialismus schnell für ihre Zwecke um-
deutete.

Eine nachhaltige Wirkung auf zukünftige Generationen er-
zielte Arndt vor allem durch die Lehre während seiner akti-
ven Hochschullehrerzeit an der Universität Bonn in den letz-
ten beiden Lebensjahrzehnten. In dieser Zeit baute er seinen
Franzosenhass zur Erbfeindschaft und einer prinzipiell ange-
legten Ausländerfeindlichkeit aus. Damit benötigte ein Kon-
flikt oder Krieg keinen konkreten Anlass mehr, sondern Kon-
fliktträchtigkeit ging als Eigenschaft auf das axiomatisch an-
dere „Volk“ über. Dies rechtfertigte in Preußen die Aufrecht-
erhaltung der allgemeinen Wehrpflicht, die nach den napo-
leonischen Kriegen in fast allen Staaten wieder abgeschafft
worden war. Als Agens für die imaginierte Bedrohung von
außen diente der Aufbau von Angst. Sie galt nicht als indivi-
dualpsychologischer Sachverhalt, sondern als eine Art Kol-
lektivangst, also dieselbe Größe, an die auch bei der Ausru-
fung einer Krise appelliert wird. Das Volk fungierte – in die
heutige Sprache übersetzt – als eine Vereinigung verängstig-
ter Feiglinge. Dies verdeckte Arndt durch entsprechend hel-
denhafte und kämpferische Gegenbilder aus mystischer Vor-
zeit. Er verwob Geographisches und Historisches mit teil-
weise drastischen Vorurteilen zu stark vereinfachten, jedoch
einprägsamen Nationalcharakteren, die seiner Meinung nach
die „Völker“ ausmachten. Auf diese Weise wollte er die an-
gebliche Überlegenheit der von ihm idealisierten „germani-
schen Rasse“, verkörpert durch einen zukünftigen starken
deutschen Staat, beweisen. Diese Überlegenheit setzte eine
„Reinheit des Volkes“ voraus, die durch Juden und Ausländer
beschädigt werden könnte. Sein letztes größeres Werk „Pro
Populo germanico“ (Arndt, 1854), auf Deutsch: „Für/über
das deutsche Volk“, besteht aus nur zwei Hauptteilen:

1. „Deutschland und die Deutschen

2. Die Andern“
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Dieses zweipolige Gliederungsschema („Wir“ – „die Ande-
ren“) bildet bis heute eines der Grundgerüste populistischer
Argumentation. Arndt verknüpfte Halbwissen, Stereotypen
und Ressentiments zu einem rassistisch-nationalistischen
Gemisch aus kollektiver Angst, diffus gefühlter Krise und
latenter Aggression, das er mit der Aura des „alten Freiheits-
kämpfers“ in der Öffentlichkeit verbreitete.

Trotz dieser überragenden Bedeutung für die Entstehung
des modernen Populismus wird Arndt in der Fachwissen-
schaft, wie etwa Müller (2016), nicht erwähnt.

Instrumentalisiert wurde diese Form des völkischen Na-
tionalismus mit Hilfe eines emotional aufgeladenen Vater-
landsbegriffs, den Arndt in der napoleonischen Zeit maß-
geblich mitentwickelt und gegen Frankreich gerichtet hatte.
Vaterland war nun die Projektion des Glaubens der Bürger
an die Integrität des Staates auf dessen Administrativraum
zwecks Erzeugung latenter Aggressivität, der Vaterlandslie-
be. Die kollektive Identität, das „Volk“, erhielt auf diese Wei-
se das „Vaterland“ als Kollektivbesitz und hatte es dement-
sprechend zu verteidigen. Es wurde als Motivationsrahmen
für den straffreien Totschlag im Kriegsfall zum funktionalen
Äquivalent des Fürsten: Man tötete oder starb nicht mehr für
den König, sondern für das Vaterland (zur Abgrenzung der
Raumabstraktion „Vaterland“ von „Administrativraum“ und
„Heimat“: Klüter, 2000a:41). Dabei verstärkte der gelernte
Theologe Arndt den jeweils aktuellen oder zu erwartenden
Kampfauftrag durch eine Verankerung ins Religiöse hinein,
der sich die damalige Bevölkerung kaum entziehen konnte,
beispielsweise in Arndt (1813). Arndt erwies sich als Meister
darin, seine Kriegsverherrlichung in eingängige Gedichte zu
verpacken, die die damals kaum alphabetisierte Bevölkerung
leicht auswendig lernen konnte.

Einerseits zeigt Arndt mit seiner Idee, eine schnell aufkei-
mende Industriegesellschaft mit europaweitem Eisenbahn-
netz, weltweiten Schifffahrtslinien und exponentiell wach-
sendem Waren- und Personenverkehr als „Volk“ in ein en-
ges „Vaterland“ mit absoluten territorialen Grenzen zu sper-
ren, wenig Weitblick. Andererseits war ihm klar, dass ein
Deutschland mit seiner rassistischen Überheblichkeitsideo-
logie in Europa kaum Freunde finden würde. Es gehört wohl
zu den Kuriosa der deutschen Geschichte, dass bereits 1840
das erste Szenario der militärischen Gegnerkonstellation im
Ersten Weltkrieg (1914 bis 1918) von dem notorischen Zivi-
listen Ernst Moritz Arndt entworfen wurde, der – außer zu
Duellzwecken – nie eine Waffe getragen hatte. Zu jener Zeit
existierte ein vereinigtes Deutschland noch gar nicht. Trotz-
dem schloss Arndt seine „Erinnerungen aus dem äußeren Le-
ben“ mit 17 Thesen zu einer möglichen deutschen Zukunft
ab, in denen er mit der geodeterministischen Begründung der
territorialen Abrundung eine deutsche Annexion Belgiens
und der Niederlande forderte (Arndt, 1842:355–378). Ihm
war klar, dass man damit nicht nur die Feindschaft Frank-
reichs, sondern auch die Großbritanniens heraufbeschworen
würde. Im selben Atemzug konstatierte Arndt: „Nach der La-
ge und Stellung der Völker zueinander ist Russland im Os-

ten Deutschlands natürlicher Feind“ (Arndt, 1842:373). Dem
damit absehbaren Mehrfrontenkrieg wollte Arndt mit einer
Hochrüstungspolitik begegnen, einschließlich des Aufbaus
einer mächtigen Kriegsflotte. Er verstand sein Szenario nicht
als Warnung, sondern als Herausforderung für neue „Helden-
taten“.

Arndts Werk wurde schon zu dessen Lebzeiten scharf kri-
tisiert. Bereits 1815 erschien Saul Aschers Schrift „German-
omanie“, in der Arndts antijüdische Tendenz (vgl. Ascher,
1815) und einige seiner – aus heutiger Sicht – rechtspopu-
listischen Techniken (vgl. Müller, 2016) aufgedeckt wurden.
Arndts Zeitgenossen Ludwig Uhland, Joseph von Eichen-
dorff, Philipp Jakob Siebenpfeiffer (1832) und Heinrich Hei-
ne huldigten einem friedlichen Nationalismus. Franz Grill-
parzer prägte 1849 das Epigramm: „Der Weg der neueren
Bildung geht von Humanität durch Nationalität zur Bestiali-
tät“ (Grillparzer, 1960:500). Bereits ein Jahr früher hatte als
erster europäischer Flächenstaat die Schweiz eine moderne,
multinationale Verfassung bekommen. Nicht zuletzt damit
wurde gezeigt, dass Deutsche, Franzosen und Italiener fried-
lich in einem Staat zusammenleben konnten. Arndts Konzept
der Erbfeindschaft und des monarchisch-ständischen Volks-
staats als einzigem Zukunftsmodell war schon zu seinen Leb-
zeiten widerlegt.

Dennoch entfaltete Arndts Werk unter seinen Schülern,
zu denen auch der einflussreiche Historiker Heinrich von
Treitschke (1834–1896) gehörte, eine erhebliche Breitenwir-
kung. Der staatliche Administrativraum erfuhr durch die va-
terländische Ideologie eine grandiose Aufwertung. Die in
Zeiten der Kleinstaaterei eher unbedeutende politische Gren-
ze wurde zur Kultur- und Wirtschaftsgrenze, ihre Verän-
derung oder Anpassung an Völkisches zum quasi selbst-
verständlichen Staatsziel erhoben. Arndts in die Zukunft
gekehrter Geodeterminismus (Arndt, 1842:355–378) wurde
ab 1899 als „Geopolitik“ salonfähig. Militärische Aggression
konnte nun mit physiogeographischen, später auch mit wirt-
schaftsgeographischen „Gegebenheiten“ gerechtfertigt wer-
den, wobei die kolonialistische Expansion als Blaupause
oder Testgebiet diente. Geopolitik erwies sich als höchst er-
giebiger Krisengenerator, denn ein und dasselbe Gebirge,
derselbe Fluss, dieselbe Ebene, dieselbe Küste erhielten aus
der jeweils anderen Hauptstadt- oder Regierungsperspekti-
ve einen unterschiedlichen „geopolitischen“ Wert. Daraus
konnten dann entsprechend „unvermeidliche“ Konflikte de-
duziert werden. Arndts Werke erzielten während der Regie-
rungszeit Wilhelm II. (1888–1918) die höchsten Auflagen
ihrer Geschichte, traten ihren Siegeszug durch deutsche Le-
sebücher an und galten als Rechtfertigung für die Militari-
sierung der Gesellschaft in Deutschland. Viele Städte, vor
allem im damals preußischen Norddeutschland, benannten
Straßen, die heute oft in repräsentativen Altbauvierteln lie-
gen, mit dem Namen Arndts.

Nach dem Ersten Weltkrieg ergab sich eine Ernüchterung.
Walter Lippmann stellte in seinem 1922 erschienen Buch
„Public opinion“ mit den Begriffen „Stereotyp“ und der da-
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durch geschaffenen „Pseudoumwelt“ die analytischen In-
strumente zur Verfügung (Lippmann, 1922), mit denen man
Arndts Ideen und ihre damalige militaristische Aktualisie-
rung dekonstruieren konnte.

Mit dem Aufkommen des Nationalsozialismus wurde
auch der Arndt-Kult wiederbelebt (vgl. Eberle, 2015:67–
76). Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme 1933
wurden in Vorpommern die Greifswalder Universität und
1937 das erst 1929 gegründete Rügensche Heimatmuseum
nach ihm umbenannt. Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es
in Deutschland zu einer kritischen Aufarbeitung der Werke
Arndts (vgl. Vogt, 1967; Erhart und Koch, 2007). 2011 wur-
de die von ihm inspirierte allgemeine Wehrpflicht ausgesetzt.
Die Faszination von Arndts Ideologie-Baukasten für die po-
litische Rechte mit den Schlüsselbegriffen Volk, Erbfeind-
schaft, Überfremdungsgefahr durch Juden- und Ausländer,
Bedrohung, Vaterland und immerwährender Gewaltbereit-
schaft blieb jedoch ungebrochen. Die meisten der Punkte,
die hier als Kritik an Arndts Werk geäußert wurden, gelten
manchen Rechten mit umgekehrten Vorzeichen als Verdienst
(vgl. Metapedia, 2019).

Außerdem gehört Arndt zu den wenigen Säulenheiligen
der politischen Rechten, für die eine allgemeine Akzeptanz
behauptet wird. Als Beweis dafür galt unter anderem die Tat-
sache, dass nach Arndt sogar eine Universität benannt wäre
– eben die Greifswalder. Nicht zuletzt deswegen wurde die
Rückbenennung der Universität von politisch rechtsorientier-
ten Personen und Gruppen so hart bekämpft.

6 Die Rückbenennung der Universität Greifswald –
die Eskalation zur Krise

In Greifswald ist der Stadthaushalt groß genug, um den
politischen Interessenträgern über fiskalisch-administrative
Zwänge hinaus strategische Handlungsspielräume zu eröff-
nen, die die CDU, SPD, Grüne, Linke und FDP für die eigene
Profilierung nutzen. Im Gegensatz zum ländlichen Vorpom-
mern stieß die AfD hier auf ein voll funktionsfähiges Partei-
ensystem. Stärker als im Umland muss sie sich auf Parteien-
wettbewerb und inhaltliche Diskussionen einlassen.

Greifswald gehörte mit den anderen kreisfreien Städten
Rostock, Schwerin, Wismar, Stralsund und Neubrandenburg
zu den Orten, die die erste Kreisgebietsreform 1993/1994 un-
beschadet überstanden hatten. Die Stadt wuchs von knapp
53 000 (2004) auf über 59 000 Einwohner im Jahre 2018. Die
Universität als mit Abstand größter Arbeitgeber (6243 Be-
schäftigte, 10 019 Studierende, 2019) bestimmt die Stadtent-
wicklung ähnlich dominant wie die Hochschulen in Freiberg,
Marburg oder Tübingen. Rechtsorientierte Gruppen spiel-
ten in der Stadtpolitik keine Rolle. Der problemgeschüttel-
te Mantelkreis Ostvorpommern mit seiner Hauptstadt An-
klam und NPD-Umzügen war mental von der Universitäts-
stadt weit entfernt.

Das änderte sich mit der Kreisgebietsreform 2011. Trotz
Protesten aus allen Fraktionen wurde Greifswald die Kreis-
freiheit genommen. Die Stadt muss seitdem Kreisumla-
ge zahlen und ist bei vielen strategischen Fragen auf Zu-
stimmung und Unterstützung des Landkreises Vorpommern-
Greifswald angewiesen. Andererseits wurde sie Hauptort des
Großkreises und erlebt seitdem einen Zuzug von Behörden
und Verbänden. Ein besonderer Verband ist der Kreisverband
der AfD, der im Herbst 2013 in Heringsdorf gegründet wur-
de. Zur ersten Vorsitzenden wurde eine Greifswalder Mitar-
beiterin der Universitätsverwaltung gewählt, die sich bereits
während der Arndt-Debatte 2009/2010 mit ihrer vehementen
Ablehnung der Rückbenennung der Hochschule hervorgetan
hatte.

Symbolträchtig gestaltete sich die Standortwahl der Ge-
schäftsstelle des Kreisverbands: Er bezog einige Räume in
der repräsentativen Villa Am Mühlentor 1. Dort befand sich
vorher die Greifswalder SPD-Zentrale, von der aus der spä-
tere Ministerpräsident Erwin Sellering seine Karriere gestar-
tet hatte. Der Kreisverband entwickelte sich schnell zur be-
deutendsten legalen rechtsgerichteten Organisation Vorpom-
merns. Die Durchsetzungskraft der gestärkten Greifswalder
AfD zeigte sich bei den Landtagswahlen 2016: Von den
13 AfD-Fraktionsmitgliedern kommen 5 aus Greifswald.

2012 gab sich die Universität Greifswald ein neues Leit-
bild. Darin heißt es

Die Universität lädt Menschen jeglicher Herkunft
und Überzeugung ein, an akademischer Bildung
teilzuhaben, gemeinsam für die Erweiterung des
Wissens zu arbeiten und Kompetenzen in allen Be-
reichen des menschlichen Lebens und Zusammen-
lebens auszubilden. Daraus ergibt sich die Ver-
pflichtung für sie und für jedes ihrer Mitglieder,
in Forschung, Lehre und Studium für eine freiheit-
liche, zivile und demokratische Gesellschaft ein-
zutreten und sich für das friedliche Zusammenle-
ben der Menschen und Völker einzusetzen. Das Be-
wusstsein für die eigene Geschichte und die von
der Wissenschaft zu bearbeitenden Fragen der Zu-
kunft stellen in ihrer Verbindung eine wesentliche
Antriebskraft für die Greifswalder Universität dar
(Universität Greifswald, 2012).

Die kursiv gesetzten Passagen kennzeichnen einige der
Gedanken, die mit Arndts Lehren unvereinbar sind.

Vor diesem Hintergrund beschloss der Senat der Universi-
tät am 18. Januar 2017 die Rückbenennung der Hochschule,
die 1994–1996, 1998–2002, 2008–2011 mehrfach diskutiert
worden war. Bereits in der ersten Woche danach wurden zwei
Bürgerinitiativen gegründet. Die eine bestand aus stadtbe-
kannten Rechten, die andere aus deren Sympathisanten und
weiteren Gegnern der Rückbenennung. Die letztere über-
nahm unter dem Titel „Ernst Moritz Arndt bleibt“ die Öf-
fentlichkeitsarbeit für die Bewegung (https://de-de.facebook.
com/arndt.bleibt/, letzter Zugriff: 23. März 2020). Mit ihrer
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Benennung machte die Initiative deutlich, dass es ihr weni-
ger um die Frage der Universitätsbezeichnung als Vorausset-
zung eines erfolgreichen Hochschulmarketings als vielmehr
um die Zustimmung zu Arndt und seinem Werk ging. Die-
se Personalisierung des ursprünglichen Anliegens wurde von
der Greifswalder Redaktion der „Ostsee-Zeitung“ (OZ) über-
nommen.

Die Ostsee-Zeitung wurde 1952 als SED-Parteiorgan des
damaligen DDR-Bezirks Rostock gegründet. Bereits in den
fünfziger Jahren stieg sie zur regionalen Monopolzeitung in
ihrem Verbreitungsgebiet auf. Sie wurde 1991 von der Treu-
hand an die „Lübecker Nachrichten“ verkauft, bei denen
sich 1992 die Axel-Springer-Gruppe und 2009 die Madsack-
Gruppe aus Hannover engagierte. Nach wie vor ist die
Ostsee-Zeitung im Gebiet des ehemaligen Bezirks Rostock
die einzige bedeutende Tageszeitung.

Die übrigen Landesteile werden ebenfalls von ehemali-
gen SED-Parteizeitungen mit regionalen Monopolen bedient,
und zwar das Gebiet des früheren Bezirks Schwerin von
der heutigen „Schweriner Volkszeitung“ und das des Bezirks
Neubrandenburg vom dortigen „Nordkurier“.

Die Greifswalder Lokalredaktion der Ostsee-Zeitung bot
den Gegnern der Rückbenennung – auch denen aus der
AfD – in den von ihr veröffentlichen Leserbriefen breiten
Raum. Am 27. Januar 2017 veröffentlichte sie eine sechssei-
tige Sonderbeilage unter dem Titel „Streit um Ernst Moritz
Arndt“. Rückbenennungsbefürworter wurden in dieser Dikti-
on zu „Arndt-Gegnern“, Rückbenennungsgegner zu „Arndt-
Beschützern“ oder „Arndt-Verteidigern“ erklärt.

In der Greifswalder Ausgabe der Zeitung erschienen von
Anfang Januar bis Ende Mai 232 Leserbriefe zum „Arndt-
Streit“, die von 195 Personen verfasst wurden (Abb. 4).
Außerdem erschienen 106 redaktionelle Beiträge dazu, die
sich überwiegend gegen die Rückbenennung positionierten.
Ein Teil davon wurde auch in den anderen vorpommerschen
Ausgaben der Ostsee-Zeitung gedruckt, sodass die Debatte
sich über Stralsund und Grimmen bis Rügen sowie in öst-
liche Richtung bis Usedom ausbreitete. In einigen Leser-
briefen sah man durch die Rückbenennung die vorpommer-
sche Identität verletzt: „Bei Arndt kommt noch eine tiefe re-
gionale Verwurzelung und Identität dazu“ (OZ vom 24. Ja-
nuar 2017:10). „Die Universität Greifswald muss weiter
den Namen Ernst-Moritz-Arndt-Universität tragen, er stellt
auch einen Teil der pommerschen Identität dar“ (OZ vom
4. März 2017:12).Von den 191 gegen die Rückbenennung
gerichteten Briefen enthielten 118 klassischen Personenkult,
nationalistische oder rechtsgerichtete Inhalte, 72 allgemei-
ne oder persönliche Diffamierungen der Rückbenennungs-
befürworter. „Heimatlose Wessis“ wollten den alteingeses-
senen Greifswaldern und Vorpommern „ihren“ Arndt neh-
men. Die Akteure der repräsentativen Demokratie wurden
diskreditiert. Pauschal wurde behauptet, zugewanderte Se-
natsmitglieder wären unqualifiziert, um für die vorpommer-
sche Universität zu entscheiden. Die Ostsee-Zeitung ver-
suchte, „direkte Demokratie“ umzusetzen. In mehreren Le-

Abb. 4. Anzahl der Leserbriefe in der Greifswalder Ausgabe der
Ostsee-Zeitung, die sich im Frühjahr 2017 mit der Rückbenennung
der Universität befassten, differenziert nach ihren Wertungen.

serbefragungen wurde über die Rückbenennung und Ernst
Moritz Arndt abgestimmt, natürlich immer mit eindeutigen
Ergebnissen. Erst im späteren Gespräch gab die Lokalredak-
tion zu, dass keine wirksamen Kontrollen gegen Mehrfach-
stimmabgaben eingesetzt wurden. Eine derartige Kampagne
hatte es in Vorpommern seit der Wiedervereinigung nicht ge-
geben (vgl. Baumgartner et al., 2017:5–9).

Die Rückbenennungsbefürworter und Mandatsträger der
Universität wurden in der Öffentlichkeit angegriffen, in so-
zialen Netzwerken beschimpft und persönlich bedroht. Trotz
der latenten Gefahr wurden in jenem Zeitraum viele positi-
ve Leserbriefe zur Rückbenennung verfasst, von denen die
Ostsee-Zeitung 31 veröffentlichte. Eine weitergehende In-
haltsanalyse der veröffentlichten Leserbriefe lieferte Bau-
er (2018).

Nahezu im wöchentlichen Rhythmus wurden Demonstra-
tionen, Menschenketten und andere Events „für Arndt“ or-
ganisiert, auf denen Repräsentanten der bürgerlichen Mitte
einträchtig neben und hinter denen der politischen Rechten
marschierten.

Anfang März 2017 erreichte die Debatte drei Tiefpunkte:

1. Am 4. März kam es auf einer Veranstaltung der Bür-
gerinitiative „Ernst Moritz Arndt bleibt“ zur „Pranger-
rede“ des CDU-Fraktionsvorsitzenden der Bürgerschaft
auf dem Greifswalder Marktplatz. Dazu hieß es in der
Ostsee-Zeitung vom 6. März 2017, 9:

Im Anschluss verlas er die Namen von Bür-
gerschaftsmitgliedern, die in der namentlichen
Abstimmung im Stadtparlament gegen den An-
trag seiner Partei votierten, die Universität
zum Überdenken des Beschlusses zu bewe-
gen. Jeder Name wurde mit Pfiffen und „Pfui“-
Rufen vom Publikum quittiert. Im Anschluss
bat Hochschild darum, auch Oberbürgermeis-
ter Stefan Fassbinder auszupfeifen, da dieser
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die Greifswalder seiner Ansicht nach in puncto
Arndt allein lasse.

So etwas hatten die Greifswalder seit der Nazi-Zeit
nicht mehr auf ihrem Marktplatz erlebt. In einem Leser-
brief derselben Zeitungsausgabe wurde auf S. 5 kom-
mentiert:

. . . Was sich jedoch am letzten Samstag auf
einer Kundgebung ereignete, enttäuscht mich
zutiefst: die öffentliche Verlesung von Bür-
gerschaftsmitgliedern auf dem Marktplatz, die
sich in einer ebenfalls öffentlichen Abstim-
mung nicht der Sache des Kundgebungsred-
ners angeschlossen hatten, und die johlende
Menge, die jeden dieser Namen mit Schmäh-
rufen quittierte. Alle Menschen mit Anstand,
Achtung vor Anderen und Geschichtsbewusst-
sein sollten ahnen, was es heißt, wenn Namen
wie an einem öffentlichen Pranger vor johlen-
der Menge verlesen werden.

2. Einige Rückbenennungsgegner, darunter auch Profes-
soren der Greifswalder rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät, reichten beim Bildungsministerium
Rechtsaufsichtsbeschwerden gegen die eigene Univer-
sitätsführung ein – mit der angedrohten Konsequenz,
im Falle der Nichtbefolgung den Klageweg zu beschrei-
ten. Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung handelte
es sich dabei bis auf wenige Ausnahmen um Professo-
ren, die aus Westdeutschland berufen oder ernannt wor-
den waren. Bereits 2016 hatte einer von ihnen sich als
Abgeordneter für die AfD in den Landtag wählen las-
sen.

3. Am 7. März 2017 gab das Bildungsministerium dem
Druck nach und untersagte der Universität die Rückbe-
nennung aus formalen Gründen. Die AfD triumphierte
am selben Tag:

Ernst Moritz Arndt-Universität behält Namen:
Ministerin bestätigt AfD-Forderung. Zur Ent-
scheidung des Bildungsministeriums, wonach
die „Ernst Moritz Arndt“-Universität ihren Na-
men wegen Rechtsfehlern im Verfahren nicht
ablegen darf, erklärt AfD-Fraktionschef Leif-
Erik Holm: Das ist eine gute Nachricht für
alle Greifswalder. Darauf sollten wir heute
anstoßen. Der starke öffentliche Druck der
Bürger hat diesen Erfolg möglich gemacht.
Mit der ministeriellen Entscheidung bestä-
tigt Frau Hesse zudem die Auffassung der
AfD-Fraktion, die einen entsprechenden An-
trag in die morgige Plenarsitzung eingebracht
hat. Offenbar wollte Frau Hesse ihren Genos-
sen ersparen, den fundierten Antrag der AfD-
Fraktion ablehnen zu müssen. Die voreilige

Entscheidung einiger weniger Senatoren, die
über die Köpfe der Bürger in einem grenz-
wertigen Verfahren die Ablegung des Namens
durchpeitschten, rächt sich nun bitter. Ohne die
Greifswalder Bürger zu berücksichtigen, soll-
ten hier Tatsachen geschaffen werden. Dem
wurde nun zunächst ein Riegel vorgeschoben.
Klar ist aber, dass die politisch überkorrek-
ten Bilderstürmer nicht aufgeben werden. Die
Greifswalder und alle Bürger unseres Landes
müssen wachsam bleiben, um weitere Ver-
suche abzuwehren, unsere wichtigen histori-
schen Wurzeln zu kappen. Die Alternative für
Deutschland wird diesen Kampf auch weiter-
hin nach Kräften unterstützen (Holm, 2017).

Bei der Bundestagswahl am 24. September 2017 wurde im
Wahlkreis Vorpommern-Rügen – Vorpommern Greifswald I,
zu dem auch Greifswald gehörte – die AfD mit 19,6 % der
Stimmen zweitstärkste Partei nach der CDU mit 32,9 %. Im
südlich anschließenden Wahlkreis Mecklenburgische Seen-
platte I – Vorpommern-Greifswald II – erzielte sie mit 23,5 %
ein noch höheres Ergebnis und rangierte auch dort nach der
CDU an zweiter Stelle.

Der Greifswalder Oberbürgermeister Stefan Fassbinder
kommentierte jene Krisenzeit in einem OZ-Interview am
12. Januar 2018:11 wie folgt:

Debatten sind positiv . . . Was mich beunruhigt, ist
die Art und Weise, wie diese Debatte teilweise ge-
führt worden ist. Da sind Worte und Argumente ge-
fallen, die nichts mit der Sache zu tun haben. Wo
beispielsweise jemand geografisch herkommt, der
eine bestimmte Meinung vertritt, ist nicht relevant.
Die Äußerungen waren teilweise sehr verletzend.
Ich kenne auch Leute, die sich zu diesem Thema
nicht mehr äußern wollen, weil sie Angst haben,
angegriffen oder angefeindet zu werden. Das darf
nicht mehr passieren, bei keinem Thema. Alle Be-
teiligten müssen aufpassen, dass es nicht ins Per-
sönliche geht . . .

7 Deeskalation der Krise

Die Prangerrede wurde nicht nur vom Oberbürgermeister als
bedrohliches Menetekel empfunden. Manchem wurde der
Rückgriff auf nationalsozialistische Hetz-Instrumente erst
jetzt klar. Die Ernüchterung darüber ließ die Unterstützung
für die Rückbenennungsgegner erheblich schrumpfen.

Da die Ostsee-Zeitung die Position der Rückbenennungs-
befürworter extrem verzerrt, verkürzt oder überhaupt nicht
wiedergab, entschloss sich eine Arbeitsgruppe aus Mitglie-
dern der Universität, ihre Argumente in einer eigenen, 45-
seitigen Broschüre zu veröffentlichen (Baumgartner et al.,
2017). Sie erschien am 18. Oktober 2017 unter dem Titel
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„Für die Universität Greifswald“. Damit war das Informati-
onsmonopol der Ostsee-Zeitung für „Papier-Medien“ gebro-
chen. Die Broschüre trug erheblich zur Versachlichung der
Diskussion bei. Das Parallelprodukt der Rückbenennungs-
gegner erschien zwei Wochen später unter dem Titel „Ja zu
Ernst Moritz Arndt. Ja zur Freiheit“. Es umfasst nur 4 Seiten
und enthielt keine Artikel von Hochschulangehörigen.

Währenddessen versuchte die Universität, die vom Bil-
dungsministerium am 7. März geäußerten Beanstandungen
zu beheben. Parallel dazu wurden im November, Dezember
und Januar Meinungsumfragen unter den Mitarbeitern und
eine studentische Urabstimmung mit widersprüchlichen Er-
gebnissen durchgeführt. Die Teilnehmerzahlen an den De-
monstrationen der Rückbenennungsgegner gingen drastisch
zurück und pendelten sich bei etwa 20 bis 40 Personen ein.

Am 17. Januar 2018 beschloss der Hochschulsenat ei-
ne neue Grundordnung, in der „Universität Greifswald“ als
rechtsverbindliche Hochschulbezeichnung festgelegt wurde.
Man konzedierte, dass ihr im nichtamtlichen Verkehr von de-
nen, die es wünschten, der Name „Ernst Moritz Arndt“ vor-
angestellt werden könne. Trotz dieses Kompromisses kam es
erneut zu drastischen Kommentaren und erneuten Demons-
trationen.

Lorenz Caffier, CDU-Innenminister von Mecklenburg-
Vorpommern, postete am selben Tag auf Facebook:

Ich bin enttäuscht über die Entscheidung des Se-
nats der Ernst-Moritz-Arndt-Universität zur Na-
mensänderung. Ich halte diesen Schritt für grund-
falsch. Ernst Moritz Arndt war Schriftsteller, ein
großer Freiheitskämpfer und setzte sich für ein ver-
eintes Deutschland während der Besetzung durch
Napoleon ein. Er ist eine Identifikationsfigur für
die gesamte Region und hinterließ ein beachtliches
Werk . . . Die Entscheidung des Universitätssenats
ist das Ergebnis von linksgrüner Meinungsmache
und einer vollkommen undifferenzierten Diskussi-
on. Ich kann nur hoffen, dass das nicht der Einstieg
in eine groß angelegte Namensbereinigungswelle
oder gar Kulturrevolution ist (Caffier, 2018).

Mit Caffier beteiligte sich erstmals ein Regierungsmitglied
an der Diffamierung der Universität. Unterschiede zur gän-
gigen AfD-Rhetorik (s.o.) sind in diesem Zitat kaum auszu-
machen. Das SPD-geführte Bildungsministerium genehmig-
te am 19. April 2018 die neue Grundordnung, und damit auch
die Rückbenennung der Universität. Sie trat mit dem 1. Ju-
ni 2018 in Kraft. Die Zahl der Protestaktionen und die Be-
teiligung daran ebbten ab. Die Bürgerinitiative „Ernst Mo-
ritz Arndt bleibt“ konzentriert sich nun darauf, in Greifswald
ein zweites Arndt-Denkmal aufzustellen.

Bereits vorher, im März 2018, hatte Axel Hochschild, der
Prangerredner vom 4. März 2017, sein Amt als Vorsitzender
des CDU-Stadtverbands abgegeben. Ende 2018 wurde die
Leiterin der OZ-Lokalredaktion Greifswald, die die Leser-
briefkampagne mit zu verantworten hatte, ausgetauscht. Die

neuen Redaktionsmitglieder berichten seitdem erheblich kri-
tischer über politisch rechtsgerichtete Vorkommnisse. Eini-
ge Aktivitäten von Rückbenennungsgegnern fanden Eingang
in den Verfassungsschutzbericht des Landes (Verfassungs-
schutz 2018 Mecklenburg-Vorpommern, 2019:70).

8 Vorläufige Ergebnisse

Erstmals seit der Wiedervereinigung wurde versucht, von
rechts außen eine Universitätsstadt einzunehmen, d.h. einen
Ort, in dem die hoch gebildete, bürgerlich-kreative, weltoffe-
ne, innovationsorientierte Schicht stärker als in anderen Städ-
ten und Regionen vertreten ist. Ein internes Organisations-
problem – hier: die Rückbenennung der Universität Greifs-
wald –, das normalerweise mit Bordmitteln gelöst wird, wur-
de als Streit um die Person Arndts auf eine regionalpolitische
Ebene verschoben. Es wurde von Gruppen und Parteien des
politisch rechten Spektrums aufgegriffen, in eine populisti-
sche Form (vgl. Müller, 2016) gebracht, mit Hilfe von De-
monstrationen und Leserbriefen emotionalisiert, und unter
hohem publizistischem Aufwand als vorpommersche Iden-
titätskrise in die regionale Öffentlichkeit gedrückt.

In Bezug auf die anfangs gestellten Arbeitsfragen ergeben
sich folgende Befunde:

1. Wie funktioniert in einer Region die Abkopplung von
nationalen und globalen Kommunikationsströmen, so-
dass sich ein regionales Identitätsproblem bilden kann?
Bereits die Monopolstellung der regionalen „Ostsee-
Zeitung“ impliziert eine gewisse Abkopplung von der
pluralistischen Meinungsvielfalt in Deutschland. Sie
konnte und kann bis heute durch andere Medien wie
Fernsehen oder Internet nicht ausgeglichen werden,
denn diese sind erheblich stärker auf urbane, weitge-
hend regionsfremde Inhalte aufgerichtet. Während nach
der Stadt-Land-Gliederung der EU 2018 im deutschen
Durchschnitt nur 20,3 % der Bevölkerung in ländlichen
Räumen wohnen, sind es in Mecklenburg-Vorpommern
44,9 %. Diese Räume wurden durch räumliche Zen-
tralisierungsmaßnahmen der Landesadministration wei-
ter marginalisiert. 1990 bis 2013 stand dem Bevölke-
rungsverlust in Höhe von 17 % eine Reduzierung der
Stadt- und Landkreise um 72 % gegenüber. Die Ne-
gativprognosen der administrativen Gewalt zur Bevöl-
kerungsentwicklung bewahrheiteten sich vorerst nicht.
Seit 2013 weist die Bevölkerung des Landes ein verhal-
tenes Wachstum auf. „Jede Zerstörung einer demokra-
tischen Struktur, einer demokratischen Institution wie
die eines Landkreises oder eines demokratischen Un-
ternehmens in der Peripherie stärkt undemokratische,
außerparlamentarische, verfassungsfeindliche Kräfte“
(Klüter, 2018:29). Die demokratische Partizipations-
kette (s. o.) ist für die amtsangehörigen Gemeinden
in den Landkreisen Mecklenburg-Vorpommerns gebro-
chen. Die kollektive Nichtbeachtung, die die Menschen
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in diesen Regionen erfahren, betrifft neben der Politik
vor allem die städtisch geprägte Medienwirtschaft und
pflanzt sich in große Teile der noch stärker urbanisierten
Wissenschaft fort.

2. Wie wird ein regionales Problem zur Krise? Die Auf-
merksamkeitsschranke für Probleme ländlicher oder pe-
ripherer Räume liegt inzwischen sehr hoch. Sie werden
erst dann von den urban dominierten Medien wahrge-
nommen, wenn sie eine bestimmte Intensität überschrit-
ten haben.

Grundsätzlich ist das, was für das Unterneh-
men oder die Behörde oder die Institution ei-
ne Krise ist, für uns als Medium eher ein
Skandal . . . Skandale sind keine Naturereignis-
se, sondern werden lanciert und sie werden
eben gelegentlich von den Medien auch aufge-
bauscht. Sie haben eine Dramaturgie. Medien
haben im Prinzip drei Aufgaben. Sie wollen in-
formieren, unterhalten und Service bieten. Im
Fall des Skandals handelt es sich sicherlich zu
einem gewissen Teil um Information, aber zu
einem nicht unwesentlichen Teil auch um Un-
terhaltung des Publikums. Ein Skandal ist ein-
fach auch spannender Lesestoff, ein Aufreger,
die uralte Geschichte von Gut und Böse (We-
wetzer, 2006:57).

Für die Greifswalder Lokalredaktion der Ostsee-
Zeitung als Monopol-Zeitung im nördlichen Vorpom-
mern war es relativ einfach, die Rückbenennung der
Universität als Skandal zu inszenieren. Möglicherweise
hat sie nicht damit gerechnet, dass die neue Rechte dies
als Anlass nehmen würde, sich und anderen ihre neu ge-
wonnene Stärke, darunter auch die Organisationskraft
des neuen Kreisverbands der AfD, zu zeigen und ihre
Macht an dessen Standort, eben in Greifswald, zu de-
monstrieren. Davon, dass Demonstration und Gegende-
monstration in Krawall und regionale Krise ausarteten,
profitierten zunächst beide – Lokalredaktion und neue
Rechte.

3. Inwieweit stützt ein derartiger (Krisen-)Regionalismus
konservative und/oder rechtsgerichtete Tendenzen? Die
Rückbenennungskrise bescherte der politischen Rech-
ten ein regional vermarktbares Gesicht: Ernst Moritz
Arndt. Sie reaktivierte die Mär vom knorrigen, auf-
recht gegen das kosmopolitische Establishment kämp-
fenden, angeblich typisch pommerschen Charakter –
obwohl der reale Arndt eher dem Muster des Ost-West-
Migranten entspricht, denn er verbrachte die meiste Zeit
seines Lebens im Rheinland. Arndts Mythos war be-
reits in der Kaiserzeit, in der späten Weimarer Republik
und während des Nationalsozialismus aufgebaut und

gepflegt worden. Die Streichung Arndts aus dem Uni-
versitätsnamen tat dem neuen, eigentlich alten Arndt-
Narrativ wenig Abbruch. Der Innenminister gab höchst-
persönlich die Deutung der Rückbenennungskrise für
die politische Rechte vor: Der gute Arndt wurde zu ei-
nem Opfer der „Linksgrünen“ und kann nun posthum
als rechtskonservativer Märtyrer verklärt werden (s.o.;
Caffier, 2018).

Von den 36 Gemeinden Mecklenburg-Vorpommerns,
in denen die AfD bei den Kreistagswahlen am
26. Mai 2019 zur stimmenstärksten Partei aufstieg, la-
gen 4 in der westlichen und 32 in der östlichen Landes-
hälfte. Dort waren es in Vorpommern-Rügen 3, auf der
Mecklenburgischen Seenplatte 9 und in Vorpommern-
Greifswald 20 Gemeinden. Dieser und andere Befun-
de bestätigen, dass die Stärke der politischen Rechten
keineswegs nur von Peripherisierung, regionaler Armut
oder ruralen Verstetigungstendenzen (vgl. Förtner et al.,
2019) beeinflusst wird – denn dies beträfe ja auch viele
Gemeinden in der westlichen Landeshälfte. Mindestens
ebenso bedeutsam sind die politischen Wettbewerbsvor-
teile den demokratischen Parteien gegenüber, die der
weitgehend autoritären AfD durch die drastische Kreis-
gebietsreform im Osten des Landes zugespielt wurden,
und die Art und Weise, in der die politische Rechte lokal
und regional entstandene Probleme und Demokratie-
Defizite zur eigenen Profilierung nutzt.

4. Gilt die im bayrischen Kontext aufgedeckte rechtsradi-
kale Strategie „Wir erobern die Städte vom Land aus“
(Becher, 2012:28) auch für Mecklenburg-Vorpommern?
Der Aufbau einer Opposition gegen die Rückbenennung
der Universität, die Durchführung von Demonstrationen
und anderer Events dagegen war zunächst ein rein städ-
tisches Projekt der rechtsgerichteten Gruppen. Dabei
hat vielleicht unterstützend gewirkt, dass der 2013 ge-
gründete Kreisverband die Aktivitäten „vom Lande“,
also aus Ueckermünde, Pasewalk, Anklam und Wol-
gast, bündelte. Es ist schwer von der Hand zu weisen,
dass es ohne die von der Schweriner Landesadminis-
tration verordnete Kreisgebietsreform einen derart zen-
tralisierten, schlagkräftigen Kreisverband in Greifswald
nicht geben würde. Die Landesadministration hat so-
mit die organisatorische Hülle dafür geliefert, dass die
Greifswalder AfD in der dargelegten Weise aus einem
Nischendasein ins Zentrum gerückt wurde. Die lokale
Stärke der AfD ist ein urbanes Phänomen, die sich mit
einer Hochschulbenennung, also einem urbanen Thema,
profilierte. Deutlich hat sie gezeigt, dass sie die rechte
„Schmuddelecke“ der Hinterwäldler verlassen und so-
gar in einer Universitätsstadt Salonfähigkeit den Par-
teien der bürgerlichen Mitte gegenüber erlangen kann.
Der Widerstand gegen die Rückbenennung der Univer-
sität geriet zu einer eindrucksvollen Machtdemonstrati-
on der neuen Rechten. Es wurde bereits darauf verwie-
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sen, dass Arndts Ideologie besonders für Kleinbürger
attraktiv war. Heute sind es niedere und mittlere Ange-
stellte und Beamte, die überproportional AfD wählen.
Bei den Kommunalwahlen 2019 errang die AfD 40 %,
die CDU jedoch nur 33 % ihrer landesweiten Stimmen
in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern. Somit dürf-
te die AfD in Mecklenburg-Vorpommern bereits stärker
auf die städtische Klientel orientiert sein als die CDU.
Es ist zu erwarten, dass diese neue, urbanisierte AfD
auch in anderen Städten nach dem Greifswalder Vorbild
aktiv wird.

5. Kann die These „Gesellschaftliche Krisenphäno-
mene ermöglichen rechtsextreme Rekrutierung“ für
Mecklenburg-Vorpommern bestätigt werden? Die
Angehörigen der administrativen (vgl. Klüter, 2000b,
2009) und judikativen Gewalt sind einem besonderen
Spannungsverhältnis ausgesetzt: Einerseits sollen sie
Einrichtungen und Aktivitäten der Exekutiven schüt-
zen. Andererseits sind sie es, die dem konkreten oder
indirekten Widerstand gegen räumliche Zentralisie-
rungsmaßnahmen der Landesadministration, wie die
Schließung von Schulen, Verwaltungen, Krankenhaus-
abteilungen und kulturellen Einrichtungen, also der
„Demokratie von unten“, ausgesetzt sind. Daher fordern
viele Polizisten, Richter und Verwaltungsbeamte einen
stärkeren Staat, engagieren sich offen oder verdeckt
für die AfD und andere rechtsgerichtete Gruppen.
Jedoch ist die offizielle Zahl der AfD-Mitglieder in
den letzten zwei Jahren in Mecklenburg-Vorpommern
kaum gestiegen, was nicht zuletzt durch die Abspaltung
der „Bürger für Mecklenburg-Vorpommern“ bedingt
ist. Die politisch rechte Szene konsolidiert sich jedoch
nach den Verfassungsschutzberichten immer weiter.
Der Zuzug von Aktiven und Sympathisanten aus
anderen Bundesländern hält an.

6. Welche Aspekte regionaler Krisen sind dauerhaft wirk-
sam, welche sind verallgemeinerungsfähig? Ähnlich
wie nationale oder übernationale Krisen implizierte die
Rückbenennungskrise zunächst eine Überforderung des
eigentlich dafür zuständigen gesellschaftlichen Teilsys-
tems – in diesem Fall der Wissenschaft – und der dafür
zuständigen formalen Organisationen – hier der Uni-
versität und des Bildungsministeriums. Das Defizit an
Entscheidung und Handlung ermöglichte es anderen
formalen Organisationen – in diesem Fall der Ostsee-
Zeitung und den beiden Bürgerinitiativen – diese Lücke
für sich zu nutzen. Im Vorfeld des anstehenden Bundes-
tagswahlkampfs 2017 war keiner der neuen Akteure an
einer Deeskalation interessiert.

Zur Deeskalation kam es erst, als die Universität mit
einer neuen Satzung ihre Handlungsfähigkeit wieder-
herstellte, und in geteilter Verantwortlichkeit zwischen
Hochschule und Ministerium die Initiative zur Rückbe-

nennung übernommen wurde. Nun war es die Gegen-
seite, die mit der komplizierten juristischen Konstrukti-
on und ihren weitreichenden Implikationen überfordert
schien.

Im Anschluss an die Greifswalder Ereignisse kam es
auch an anderen Orten zu Umbenennungsversuchen für
Institutionen und Straßen, die nach Ernst Moritz Arndt
benannt waren. Als Beispiele seien genannt:

– Die politische Rechte und die AfD nutzten ihre in
Greifswald gesammelten Erfahrungen, um mit an-
deren politischen Gruppen die eigentlich anstehen-
de Umbenennung der Ernst-Moritz-Arndt-Kaserne
in Hagenow zu verhindern.

– Am 6. Mai 2019 beschloss die Ernst-Moritz-Arndt-
Kirchengemeinde in Berlin-Zehlendorf, ihren Na-
men abzulegen. Allerdings ist der alte Name nach
wie vor bis zum Beschluss über einen neuen gültig.

– Bizarr mutet das Vorgehen der Stadt Wien
an: Am 4 Dezember 2018 erfuhr die dorti-
ge Arndtstraße im Unbehagen über die ge-
sunkene Reputation ihres Namenspatrons ei-
ne „Ergänzungsbenennung“ mit dem Namen
der Holocaust-Überlebenden Ilse Arndt (1913–
2003). In https://www.geschichtewiki.wien.gv.at/
Arndtstra{\ss}e (letzter Zugriff: 11. Juni 2020) ste-
hen jetzt beide Namen nebeneinander: der Rassist
und Antisemit Ernst Moritz Arndt und die ehemali-
ge KZ-gefangene Jüdin Ilse Arndt.

Als die Stadt Leipzig ihre Arndtstraße umbenennen
wollte, bildete sich dort eine Bürgerinitiative zum Er-
halt des alten Namens.

Die Greifswalder Rückbenennungskrise kristallisierte sich
an der Zweckmäßigkeit der Nutzung einer regionalen histo-
rischen Persönlichkeit für heutige Marketing- und Präsenta-
tionsaufgaben. Derartige Persönlichkeiten findet man natür-
lich nicht nur in Vorpommern, sondern in allen Regionen.
Insofern ist die Thematik tendenziell unerschöpflich – auch
in städtischen Kontexten. Mit dem Wandel der gesellschaft-
lichen Zwecke und Traditionen ergeben sich immer neue Se-
lektionsfilter für die regionale Geschichte. Die rechte Stra-
tegie, regionale „Helden“ in Beschlag zu nehmen und über
unklare Felder der Erinnerungskultur die bürgerliche Mitte
anzusprechen, ist somit nicht auf Ostdeutschland beschränkt.
Erinnert sei an die Aktivitäten, die im Münsterland durch die
Umbenennungsbestrebungen von Plätzen und Straßen ausge-
löst wurden, die nach Karl Wagenfeld benannt worden wa-
ren. Auch die Auseinandersetzungen um das Agnes-Miegel-
Denkmal in Bad Nenndorf konnten von der politischen Rech-
ten geschürt und für ihre Ziele ausgenutzt werden.

Die sich während der Krise abzeichnende plötzlich neu-
gewonnene Stärke der politischen Rechten innerhalb von
Greifswald ist aus überregionaler Sicht nichts Neues. „Wir
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haben als mehr oder weniger bürgerliche Stadt die Kreisfrei-
heit verloren und sind als politisches Zentrum der Rechten im
Vogtlandkreis aufgewacht.“ So charakterisierte ein Politiker
in Plauen die Situation seiner Stadt, die wie Greifswald nach
der Kreisgebietsreform – in Sachsen bereits 2008/2009 – im
Jahre 2013 Sitz eines großen AfD-Kreisverbands und ande-
rer rechtsradikaler Strukturen wurde. Ähnliches geschah mit
Görlitz und Zwickau. Die neuen Kreisverbände der AfD bün-
deln nicht nur die Aktivitäten der bis dahin stark lokal, also
dezentral operierenden Rechten, sie entwickeln und stärken
auch rechtsorientierte Gruppen in den Städten, in denen ihre
Verbände residieren.

Die nach innen hierarchisch und auf Befehl-Gehorsam –
wie in Kasernen – ausgerichtete politische Rechte profitiert
somit strukturell von der räumlichen Zentralisierung durch
Kreisgebietsreformen, während die auf Partizipation, parla-
mentarische Diskussion und Wettbewerb angewiesenen de-
mokratischen Parteien mit jedem aufgelösten Kreistag ein re-
gionales Podium ihrer politischen Präsentationsmöglichkei-
ten verlieren. In Brandenburg und Thüringen bildeten sich
daher 2016/2017 parteiübergreifende Initiativen, in der Kom-
munalpolitiker aller demokratischen Parteien – einschließ-
lich der Regierungsparteien im Landtag – gegen die je-
weilige Landesadministration und die von dort geplanten
Kreisgebietsreformen protestierten. Sie konnten die dortigen
Landtagsinnenausschüsse und Ministerpräsidenten schließ-
lich überzeugen (vgl. Klüter, 2017).

Aus methodischer Sicht stellen sich dabei mehrere Fra-
gen: Was darf Demokratie in ländlichen Räumen kosten? Bis
zu welchem Grade lässt Demokratie als politisches System
sich monetarisieren? Das neoliberale Modell einer um je-
den Preis sparsamen Verwaltung muss schon per Sachzwang
einen Kreistag mit seinen zeit- und finanzaufwändigen Ent-
scheidungsstrukturen zum unnötigen Kostenfaktor erklären –
und trifft sich darin mit dem demokratieskeptischen Paterna-
lismus, den Ernst Forsthoff und seine Schüler tief in die bun-
desdeutschen Verwaltungsgesetze eingepflanzt haben. Wenn
„regressive Moderne“ das impliziert, sollte man Oßenbrügge
und anderen zustimmen.

Ähnlich wie bei anderen Krisen kam es bei dem Rück-
benennungskonflikt zu außergewöhnlichen Maßnahmen, Ak-
tivitäten und Lösungsversuchen. In Greifswald war es die
nahezu reibungslose Zusammenarbeit zwischen Vertretern
der CDU, der AfD und anderen rechtsorientierten Gruppen,
die unter dem Deckmantel der Bürgerinitiative „Ernst Mo-
ritz Arndt bleibt“ notdürftig kaschiert wurde. Sie bezog sich
nicht nur auf die Inhalte, sondern auch auf die Diffamie-
rungsinstrumente – wie beispielsweise die Prangerrede –, die
von der CDU aus dem rechtsextremen Repertoire übernom-
men wurde. Die oben erwähnte Rückbenennungsgegnerin,
die 2013 erste Vorsitzende des AfD-Kreisverbandes gewor-
den war, wurde nach ihrem Ausscheiden aus der AfD von der
CDU ebenfalls übernommen und durfte bei der Kommunal-
wahl am 2019 in Greifswald als Kandidatin antreten. Dies
trug möglicherweise dazu bei, dass nicht die AfD, sondern

Abb. 5. Wahlplakat im Kommunalwahlkampf 2019 in Greifswald.
Foto: Helmut Klüter.

die Stadt-CDU mit einer Arndt-Ikone in den Wahlkampf zog
(vgl. Abb. 5).

Damit löste die lokale CDU für sich selbst eine Identi-
tätskrise aus. Ihre Versuche, die AfD rechts zu überholen,
wurden vom Wähler abgestraft. Ihr Stimmenanteil fiel von
30,7 % im Jahre 2014 auf 20,1 % 2019. Ihre Verluste in der
Universitätsstadt übertrafen den Landesdurchschnitt erheb-
lich.

Angesichts des enormen Drucks von außen und der zahl-
reichen Einschüchterungsversuche ist es bewundernswert,
dass die Senatsmitglieder und das Rektorat die Rückbenen-
nung beschlossen und umgesetzt haben. Positiv wurde von
großen Teilen der Bevölkerung und von regionalen Unter-
nehmen bewertet, dass die Universität die Namensfrage im
zweiten Anlauf selbständig gelöst hat, ohne dass Eingriffe
seitens des Ministeriums oder der Gerichte notwendig wur-
den.

Zwar wurde das Ergebnis der Rückbenennung überregio-
nal zur Kenntnis genommen, doch ihre teilweise dramati-
schen Umstände und Hintergründe wurden nicht dargestellt.
Der eigentliche Skandal, die kaum verhüllte Zusammenar-
beit der radikalen Rechten mit der bürgerlichen Mitte, wurde
nicht zum Thema gemacht. Gerade dies wäre aber nötig ge-
wesen, um zu zeigen, wie weit Rechtsradikalisierung in ei-
nigen Regionen fortgeschritten ist, durch welche Koalitionen
sie weiter aufgewertet wird und wie stark sie durch räumli-
che Überzentralisierung staatlicher Einrichtungen begünstigt
wird. Das Greifswalder Beispiel zeigt auch, was Stadt und
Hochschule leisten müssen, um sich in einem solchen Um-
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feld erfolgreich zu behaupten, und was darüber hinaus nötig
wäre, um Rechtsradikalismus wirksam zu bekämpfen.

Datenverfügbarkeit. Für diesen Artikel wurden nur Daten der öf-
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